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(Nr. 13919.) Geſetz über die Beſtätigung von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände. Vom 
23. Juni 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Leitende Beamte. 


§ 1. 

Die Landesdirektoren (Landeshauptleute), der Vorſitzende des Kommunallandtags des 
Landeskommunalverbandes der Hohenzolleriſchen Lande und ſein Stellvertreter, die Landesräte 
(Schatzräte), die Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter), die beſoldeten und unbeſoldeten Beigeordneten 
(zweite Bürgermeiſter, Ratmänner, Schöffen) und Magiſtratsmitglieder in Stadtgemeinden ſowie 
die Bürgermeiſter und Stadträte der Hauptſtadt Berlin, die Bezirksbürgermeiſter und die ſonſtigen 
Mitglieder der Bezirksämter der Verwaltungsbezirke der Hauptſtadt Berlin, die Bürgermeiſter 
und Beigeordneten der Amter in der Rheinprovinz, in der Provinz Weſtfalen und im Kreiſe 
Wetzlar, die Gemeindevorſteher (Bürgermeiſter), die Mitglieder des kollegialiſchen Gemeinde⸗ 
vorſtandes ſowie die Schöffen (Beigeordneten, Stellvertreter) und die Schöffenſtellvertreter in 
Landgemeinden, die Kreisdeputierten und die Amtsvorſteher ſowie deren Stellvertreter bedürfen 
der Beſtätigung. 

82, 

Über die Beſtätigung entſcheidet: 

a) bei den Landesdirektoren (Landeshauptleuten), dem Vorſitzenden des Kommunal⸗ 
landtags des Landeskommunalverbandes der Hohenzolleriſchen Lande und ſeinem 
Stellvertreter ſowie bei den Bürgermeiſtern (Oberbürgermeiſtern) in Stadtkreiſen 
und den Bürgermeiſtern der Hauptſtadt Berlin der Miniſter des Innern; 

b) bei den Landesräten (Schatzräten), den Stadträten der Hauptſtadt Berlin ſowie den 
Bezirksbürgermeiſtern und den ſonſtigen Mitgliedern der Bezirksämter der Ver⸗ 
waltungsbezirke der Hauptſtadt Berlin der Oberpräſident; 

c) bei den Bürgermeiſtern der kreisangehörigen Stadtgemeinden, den beſoldeten und 
unbeſoldeten Beigeordneten (zweiten Bürgermeiſtern, Ratmännern, Schöffen) und 
Magiſtratsmitgliedern in Stadtgemeinden, den Kreisdeputierten und den Amts⸗ 
vorſtehern ſowie deren Stellvertretern der Regierungspräſident; 

d) im übrigen der Landrat. 

§ 3. 

Findet die Wahl in ein Amt ſtatt, deſſen Inhaber nach § 1 der Beſtätigung bedarf, ſo 
entſcheidet die Beſtätigungsbehörde zunächſt darüber, ob der Gewählte vorläufig in das Amt ein⸗ 
zuweiſen iſt oder nicht. Lehnt die Beſtätigungsbehörde die Einweiſung ab, ſo gilt die Beſtätigung 
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als verſagt, ohne daß es dazu in den Fällen des § 4 Abſ. 2 der Zuſtimmung der dort genannten 
Stellen bedarf. Erfolgt die Einweiſung, ſo erlangt der Gewählte alle Rechte und Pflichten aus 
dem Amte, ſoweit ſich nicht aus den SS 4 bis 7 Abweichendes ergibt. 


SA. 

() Die Beftätigungsbehörde hat alsbald nach Ablauf eines Jahres vom Zeitpunkt der 
Einweiſung ab die Beſtätigung auszuſprechen oder zu verſagen. Bei Perſonen, die vor der Ein⸗ 
weiſung als Beamte im Dienſte des Reichs, eines Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeinde⸗ 
verbandes geſtanden haben, kann die Beſtätigung bereits vor Ablauf dieſer Friſt ausgeſprochen 
werden. Wird die Beſtätigung ausgeſprochen, ſo gilt ſie als mit dem Tage der Einweiſung erteilt. 

(2) Die Beſtätigung der Landesräte (Schatzräte), der Bürgermeiſter in kreisangehörigen 
Stadtgemeinden, der beſoldeten und unbeſoldeten Beigeordneten (zweiten Bürgermeiſter, Rat⸗ 
männer, Schöffen) und Magiſtratsmitglieder in Stadtgemeinden, der Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordneten der Amter in der Rheinprovinz, in der Provinz Weſtfalen und im Kreiſe Wetzlar, der 
Gemeindevorſteher (Bürgermeiſter), der Mitglieder des kollegialiſchen Gemeindevorſtandes, der 
Schöffen (Beigeordneten, Stellvertreter) und der Schöffenſtellvertreter in Landgemeinden kann von 
der Beſtätigungsbehörde nur unter Zuſtimmung der Beſchlußbehörde verſagt werden. Lehnt die 
Beſchlußbehörde die Zuſtimmung ab, ſo kann ſie, ſoweit der Landrat über die Beſtätigung ent⸗ 
ſcheidet, auf deſſen Antrag durch den Regierungspräſidenten, ſoweit der Regierungspräſident oder 
der Oberpräſident über die Beſtätigung entſcheiden, auf deren Antrag durch den Miniſter des 
Innern ergänzt werden. Im Falle der Verſagung der Beſtätigung findet die Vorſchrift des 
§ 121 Abſ. 3 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. 
S. 195) keine Anwendung. 


8 5. 

(1) St die Einweiſung erfolgt und wird nach S 4 die Beſtätigung verſagt, fo tritt der Ge⸗ 
wählte, wenn er vor der Einweiſung als beſoldeter Beamter des Preußiſchen Staates, einer preu⸗ 
ßiſchen Gemeinde oder eines preußiſchen Gemeindeverbandes angeſtellt war, mit dem aus dem 
früheren Anſtellungsverhältniſſe ſich ergebenden Beſoldungsdienſtalter und der aus ihm folgenden 
ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit unter Anrechnung der nach der Einweiſung verbrachten Dienſtzeit 
in den Dienſt ſeiner früheren Anſtellungskörperſchaft und in ſeine frühere Stelle zurück. Der 
Rücktritt in die Stelle eines politiſchen Beamten im Staatsdienſt oder in die Stelle des Landes⸗ 
direktors (Landeshauptmanns), des Bürgermeiſters (Oberbürgermeiſters), der Bürgermeiſter der 
Hauptſtadt Berlin oder des Gemeindevorſtehers kann verſagt werden. Wird der Rücktritt in die 
frühere Stelle verſagt oder iſt er nicht möglich, ſo iſt auf eine baldige Wiederverwendung in einer 
gleichwertigen Stelle Bedacht zu nehmen. 


(2) Im Intereſſe einer beſchleunigten Wiederverwendung kann die Gemeinde (der Gemeinde⸗ 
verband) mit Genehmigung der Auffichtsbehörde vorübergehend den Stellenplan überſchreiten und 
von den Vorſchriften der 88 3 bis 5 des Geſetzes zur Erzielung weiterer Erſparniſſe in der gemeind⸗ 
lichen Verwaltung vom 6. April 1933 (Geſetzſamml. S. 93) abweichen. 


8 6. 

(1) Bis zur Wiederverwendung hat der Beamte, wenn er vor der Einweiſung als Beamter 
des Preußiſchen Staates angeſtellt war, die Rechtsſtellung eines einſtweilen in den Ruheſtand 
verſetzten Staatsbeamten. War er vor der Einweiſung Beamter einer preußiſchen Gemeinde oder 
eines preußiſchen Gemeindeverbandes, ſo finden auf ihn die Vorſchriften für einſtweilen in den 
Ruheſtand verſetzte unmittelbare Staatsbeamte entſprechende Anwendung. War er vor der Ein- 
weiſung Wahlbeamter der Gemeinde (des Gemeindeverbandes), ſo tritt er mit dem Ablaufe der 
Wahlzeit in den Ruheſtand. 


(2) Der Beamte erhält von dem Zeitpunkt ab, in dem die Gehaltszahlung aufhört, ein 
Wartegeld. Für die Berechnung des Wartegeldes gelten die Vorſchriften, die bei der einſtweiligen 
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Verſetzung von unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand Anwendung finden, mit folgenden 
Maßgaben: 


a) Der Berechnung des Wartegeldes iſt das Dienſteinkommen zugrunde zu legen, das 
dem Beamten gemäß § 5 Abf. 1 zuſtehen würde, wenn er in feine frühere Stelle 
zurückgetreten wäre. 

b) Das Wartegeld beträgt 80 vom Hundert des der Berechnung des Ruhegehalts 
zugrunde zu legenden Dienſteinkommens, in keinem Falle aber mehr als 80 vom 
Hundert des der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu legenden Dienſt⸗ 
einkommens eines Beamten aus der letzten Dienſtaltersſtufe der Beſoldungs⸗ 
gruppe A1 a. Hat der Beamte z. Zt. der Verſagung der Beſtätigung bereits ein 
höheres Ruhegehalt erdient, ſo erhält er ein Wartegeld in Höhe des zu dieſem 
Zeitpunkt erdienten Ruhegehalts. 

(6) Das Wartegeld, das Ruhegehalt und die Hinterbliebenenbezüge ſind in denjenigen 
Fällen, in denen der Gewählte vor ſeiner Einweiſung im Dienſte des Preußiſchen Staates oder 
einer anderen preußiſchen Gemeinde (eines anderen preußiſchen Gemeindeverbandes) geſtanden 
hat, vom Staate bzw. von dieſer Gemeinde (dieſem Gemeindeverband) und von derjenigen Ge⸗ 
meinde (demjenigen Gemeindeverband), in deren Dienſte er auf Grund der Einweiſung zuletzt 
geſtanden hat, je zur Hälfte zu tragen. 


ST. 


Stand der Gewählte vor feiner Einweiſung nicht im beſoldeten Beamtenverhältniſſe beim 
Preußiſchen Staate oder bei einer preußiſchen Gemeinde (einem preußiſchen Gemeindeverbande), 
ſo ſind ihm bis zum Ablauf des dritten Monats, der auf die Verſagung der Beſtätigung folgt, 
von der Gemeinde (dem Gemeindeverband), in deren Dienſt er eingewieſen war, die bisherigen 
Bezüge weiterzuzahlen, wenn die Einweiſung in eine beſoldete Stelle erfolgt war; hierbei finden 
hinſichtlich der Weiterzahlung von Aufwands⸗ und Dienſtaufwandsentſchädigungen die Vorſchriften 
entſprechende Anwendung, die für einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte unmittelbare Staats⸗ 
beamte gelten. Die Bezüge vermindern ſich um den Betrag, den der Gewählte aus einer anderen 
Anſtellung im öffentlichen oder privaten Dienſte bezieht. 


8 8. 

() Wird die Beſtätigung verſagt, ſo hat die Wahlkörperſchaft innerhalb einer von der 
Beſtätigungsbehörde zu beſtimmenden Friſt eine Neuwahl vorzunehmen. Wird auch auf Grund 
dieſer Wahl die Einweiſung oder die Beſtätigung verſagt, ſo wird die Stelle von der Beſtätigungs⸗ 
behörde auf die Dauer der Wahlzeit beſetzt. Entſprechendes gilt, wenn die Wahlkörperſchaft die 
Vornahme der Wahl innerhalb einer von der Beſtätigungsbehörde beſtimmten Friſt unterläßt 
oder verweigert. Der von der Beſtätigungsbehörde beſtellte Beamte iſt Beamter der Gemeinde 
(des Gemeindeverbandes). ü 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet entſprechende Anwendung, wenn bei Stellen, die im 
Wege der Verhältniswahl zu beſetzen ſind, die Einweiſung oder Beſtätigung von Liſtennachfolgern 
zum zweiten Male abgelehnt wird. 


8 9. 
() Die Beſtätigungsbehörde kann die Einweiſung, die Beſtätigung und die Beſtellung 
(8 8 Abſ. 1) zurücknehmen: 
1. wenn fie dem beſtehenden Rechte widerſpricht; 
2. wenn ſie von der ſachlich unzuſtändigen Behörde ausgeſprochen iſt; 
8. wenn ſie durch unlautere Mittel, wie argliſtige Täuſchung, Drohung, Beſtechung, ver⸗ 
anlaßt worden iſt. 
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(2) Die Einweiſung, die Beſtätigung und die Beſtellung der Landesdirektoren (Landes⸗ 
hauptleute), des Vorſitzenden des Kommunallandtags des Landeskommunalverbandes der Hohen⸗ 
zolleriſchen Lande und feines Stellvertreters, der Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) in Stadt⸗ 
kreiſen ſowie der Bürgermeiſter der Hauptſtadt Berlin, die nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes in 
ihr Amt gelangen, kann auch zurückgenommen werden, wenn die Beſtätigungsbehörde die Eignung 
des Inhabers des Amtes nach ſeiner bisherigen Amtsführung nicht für gewährleiſtet hält. 

(8) Wird die Einweiſung, die Beſtätigung oder die Beſtellung zurückgenommen, ſo ſcheidet 
der Beamte mit der Zuſtellung der Verfügung über die Zurücknahme aus ſeinem Amte aus. 


8 10. 

(1) Wird die Einweiſung auf Grund des § 9 Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 und Abſ. 2 zurück⸗ 
genommen, fo finden die Vorſchriften der SS 5 bis 7 entſprechende Anwendung. Das gleiche 
gilt, wenn die Einweiſung auf Grund des § 9 Abi. 1 Ziffer 3 zurückgenommen wird in den⸗ 
jenigen Fällen, in denen die Einweiſung durch unlautere Mittel Dritter veranlaßt worden iſt. 

(2) Wird die Beſtätigung oder die Beſtellung auf Grund des § 9 Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 
zurückgenommen, ſo ſind dem Beamten, wenn er gegen Beſoldung angeſtellt iſt, bis zum Ablauf 
des dritten Monats, der auf die Zuſtellung der Verfügung über die Zurücknahme folgt, die bis⸗ 
herigen Bezüge weiterzuzahlen; hierbei finden hinſichtlich der Weiterzahlung von Aufwands⸗ und 
Dienſtaufwandsentſchädigungen die Vorſchriften entſprechende Anwendung, die für einſtweilen in 
den Ruheſtand verſetzte unmittelbare Staatsbeamte gelten. Die Bezüge vermindern ſich um 
den Betrag, den der Beamte aus einer anderen Anſtellung im öffentlichen oder privaten Dienſte 
bezieht. Entſprechendes gilt, wenn die Zurücknahme auf Grund des 8 9 Abſ. 1 Ziffer 3 erfolgt, 
in denjenigen Fällen, in denen die Beſtätigung oder Beſtellung durch unlautere Mittel Dritter 
veranlaßt worden iſt. 

(3) Wird die Beſtätigung oder Beſtellung auf Grund des § 9 Abſ. 2 zurückgenommen, ſo 
erlangt der Beamte, wenn er gegen Beſoldung angeſtellt iſt, bis zur Beendigung der Wahlzeit 
die Rechtsſtellung eines einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Beamten. Die Vorſchriften über 
einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Staatsbeamte finden entſprechende Anwendung. Nach 
Ablauf der Wahlzeit tritt der Beamte in den Ruheſtand. 


Artikel I. 
Sonſtige Beamte. 
8 11. 

(1) Soweit andere als leitende Beamte der Gemeinden und Gemeindeverbände nach den 
beſtehenden Vorſchriften der Beſtätigung bedürfen, bleiben dieſe Vorſchriften unberührt. 

(2) Das Staatsminiſterium kann die Vorſchriften des Artikels I im Verordnungsweg auf 
andere Gruppen von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände ausdehnen. Es kann 
ferner anordnen, daß Verträge der Gemeinden (Gemeindeverbände) mit beſtimmten Gruppen von 
Angeſtellten der Zuſtimmung des Miniſters des Innern oder der von ihm beauftragten Behörde 
bedürfen. 

Artikel III. 
Schlußvorſchriften. 
§ 12. 

Der Miniſter des Innern erläßt die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 

erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 
8 13. 

(1) Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

(2) Zugleich treten die Vorſchriften der 8§ 2 bis 4 des Geſetzes über die Beendigung der 
Amtszeit ehrenamtlicher Beamter der Gemeinden und Gemeindeverbände, über die Beſtätigung 
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von Gemeindebeamten und über Wahlen in den Hohenzolleriſchen Landen vom 6. April 1933 
(Geſetzſamml. S. 95) ſowie des § 1 der Verordnung zur Ergänzung des Geſetzes über die Be⸗ 
endigung der Amtszeit ehrenamtlicher Beamter in Gemeinden und Gemeindeverbänden, über die 
Beſtätigung von Gemeindebeamten und über Wahlen in den Hohenzolleriſchen Landen vom 
6. April 1933 (Geſetzſamml. S. 95) vom 29. April 1933 (Geſetzſamml. S. 155) außer Kraft. 


Berlin, den 23. Juni 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


= 2 vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 23. Juni 1933, 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13920.) Geſetz über die Neugliederung von Gerichtsbezirken im Bereich der Oberlandesgerichte 
Frankfurt a. M., Hamm und Köln. Vom 23. Juni 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
() In Siegen wird ein Landgericht errichtet. 
(2) Das Landgericht Siegen wird dem Oberlandesgerichte Hamm zugeteilt. 


8 2. 
Dem Landgerichte Siegen werden zugelegt 
1. aus dem Bezirke des Landgerichts Arnsberg: 
die Amtsgerichte Attendorn, Berleburg, Burbach, Fredeburg, Grevenbrück, Hilchen⸗ 
bach, Kirchhundem, Laasphe, Olpe und Siegen; 
2. aus dem Bezirke des Landgerichts Limburg: 
die Amtsgerichte Dillenburg und Herborn; 
3. aus dem Bezirke des Landgerichts Neuwied: 
die Amtsgerichte Altenkirchen, Daaden, Kirchen und Wiſſen. 


8 3. 
(1) Das Landgericht Arnsberg wird aufgehoben. 
(2) Aus dem Bezirke des Landgerichts Arnsberg werden zugelegt, ſoweit hierüber nicht im 
§ 2 Beſtimmung getroffen iſt, 
1. dem Landgerichte Hagen (Weſtf.): 
die Amtsgerichte Arnsberg, Balve, Meſchede und Neheim; 


2. dem Landgerichte Paderborn: 
die Amtsgerichte Bigge, Brilon, Marsberg, Medebach und Warſtein. 
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8 4. 
(1) Das Landgericht Neuwied wird aufgehoben. 
(2) Aus dem Bezirke des Landgerichts Neuwied werden zugelegt, ſoweit hierüber nicht im 8 2 
Beſtimmung getroffen iſt, 
1. dem Landgerichte Koblenz: 
die Amtsgerichte Asbach, Dierdorf, Ehrenbreitſtein, Linz und Neuwied, 


2. dem Landgerichte Limburg: 
die Amtsgerichte Hachenburg, Höhr⸗Grenzhauſen, Montabaur, Selters und 
Wallmerod. 
8 5. 
Aus dem Amtsgerichtsbezirke Neuwied wird die Stadtgemeinde Bendorf dem Amtsgericht 
Ehrenbreitſtein zugelegt. 
8 6. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. 


Berlin, den 23. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Kerrl. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 23. Juni 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13921.) Geſetz, betreffend die Einziehung der Renten der Preußiſchen Landesrentenbank. Vom 
23. Juni 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel l. 
Das Preußiſche Landesrentenbankgeſetz vom 29. Dezember 1927 in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 1. Auguſt 1931 (Geſetzſamml. S. 154) wird wie folgt geändert: 
1. 8 9 wird aufgehoben. 
2. Im 8 22 Abſ. 3 Satz 4 werden die Worte „Präſidenten des Landeskulturamts“ erſetzt 
durch das Wort „Oberpräſidenten“. 
3. § 26 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Landesrentenbankrente iſt in vierteljährlichen Teilbeträgen am fünfzehnten des 
zweiten Monats in jedem Vierteljahre fällig und an die Staatliche Kreiskaſſe zu entrichten; 
die Erhebung erfolgt durch die Staatliche Kreiskaſſe. Die zuſtändigen Miniſter können 
eine andere Regelung treffen. Soweit es ſich um die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
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liche Vermögen handelt, können die Verrichtungen der Vollſtreckungsbehörde im einzelnen 
Falle von dem Vorſteher des Kulturamts übernommen werden; die näheren Weiſungen 
wegen der Durchführung der Zwangsvollſtreckung erteilt der Vorſtand der Landes⸗ 
rentenbank. 

4. Im 8 29 Abſ. 4 Satz 1 werden die Worte „bei dem Vorſteher des Kulturamts“ erſetzt 
durch die Worte „gegenüber dem Vorſtande der Landesrentenbank“. 

5. Im § 33 Abſ. 2 Satz 1 und 2 werden die Worte „dem Kulturamte“ erſetzt durch die 
Worte „dem Vorſtande der Landesrentenbank“. 

6. Im 8 33 Abſ. 3 werden die Worte „der Vorſteher des Kulturamts“ erſetzt durch die 
Worte „der Vorſtand der Landensrentenbank“. 

7. § 38 erhält folgende Faſſung: 

Die für den Oberpräſidenten durch § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über Landeskultur⸗ 
behörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 101) in der Faſſung des § 9 der Verord⸗ 
nung vom 29. März 1933 (Geſetzſamml. S. 79) begründete Zuſtändigkeit bleibt ihm auch 
für die entſprechenden, nach dieſem Geſetze zu treffenden Entſcheidungen vorbehalten. 


Artikel II. 


Die der Preußiſchen Landesrentenbank zuſtehenden aufgewerteten Rentenbankrenten ſind 
mit Ausnahme der Fälle des § 7 Abſ. 1 der Erſten Verordnung über die Aufwertung von An⸗ 
ſprüchen aus Rentenbriefen der Rentenbanken vom 9. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 45) in 
vierteljährigen Teilbeträgen am fünfzehnten des zweiten Monats in jedem Vierteljahre fällig und 
an die Staatliche Kreiskaſſe zu entrichten; die Erhebung erfolgt durch die Staatliche Kreiskaſſe. Die 
zuſtändigen Miniſter können eine andere Regelung treffen. Soweit es ſich um die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das unbewegliche Vermögen handelt, können die Verrichtungen der Vollſtreckungs⸗ 
behörde im einzelnen Falle von dem Vorſteher des Kulturamts übernommen werden; die näheren 
Weiſungen wegen der Durchführung der Zwangsvollſtreckung erteilt der Vorſtand der Landes⸗ 
rentenbank. 

Artikel IM. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1933, Artikel I Ziffer 2 und 7 jedoch mit Wirkung vom 

1. April 1933 in Kraft. 


Berlin, den 23. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Hugenberg. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 23. Juni 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 13922.) Verordnung über die Auflöſung der preußiſchen Landwirtſchaftskammern. Vom 
21. Juni 1933. 


5 2 


Auf Grund des 8 22 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 
(Geſetzſamml. S. 126) wird folgendes verordnet: 


8 1. 
Die preußiſchen Landwirtſchaftskammern mit Ausnahme der Kammer für die Provinz Oſt⸗ 
preußen werden aufgelöſt. 
8 2. 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 21. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz, 


für den Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
( 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 87 vom 12. April 1933 iſt eine 
Bekanntmachung des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten (Kommiſſar 
des Reichs) vom 8. April 1933 über Anderungen der Satzung der Landwirtſchaftskammer für die Pro⸗ 
vinz Sachſen veröffentlicht, die am 13. April 1933 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 17. Juni 1933. 
Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
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